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Sitzung des Integrationsausschusses am 06.03.2024 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

für die o.g. Ausschusssitzung bin ich um einen schriftlichen Bericht zum 

Thema „Ukraine-Flüchtlinge mit doppelter Staatsangehörigkeit eines EU-

Mitgliedstaates in Nordrhein-Westfalen“ gebeten worden.  

 

Dieser Bitte komme ich hiermit gerne nach und übersende Ihnen den Be-

richt mit der Bitte um Weiterleitung an die Mitglieder des Integrationsaus-

schusses des Landtags Nordrhein-Westfalen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Josefine Paul  
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Bericht der Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung,  
Flucht und Integration  

„Ukraine-Flüchtlinge mit doppelter Staatsangehörigkeit eines EU-Mitgliedstaa-
tes in Nordrhein-Westfalen“  

Sitzung des Integrationsausschusses am 06.03.2024 

 

Im Herbst 2023 berichtete das Land Baden-Württemberg in unterschiedlichen migrati-

onspolitischen Austauschformaten von einer dortigen Beobachtung über eine hohe 

Anzahl von Verdachtsfällen, in denen schutzsuchenden Personen aus der Ukraine 

eine Staatsangehörigkeit eines EU-Mitgliedstaates besitzen könnten. Bislang kreist die 

Thematik um Sachverhalte, in denen im Raum steht, dass die betroffenen Personen 

nur oder zumindest auch eine ungarische Staatsangehörigkeit besitzen. Sofern eine 

schutzsuchende Person aus der Ukraine auch die Staatsangehörigkeit eines EU-Mit-

gliedstaates innehat, kann der sogenannte vorübergehende Schutzmechanismus (in 

Deutschland: Aufenthaltstitel gemäß § 24 AufenthG) nicht gewährt werden. 

 

Als Folge dieser Gremienbefassung informierte das Bundesministerium des Inneren 

und für Heimat die Länder im Oktober 2023, zweifelhafte Fälle mit einem Ungarn/Uk-

raine-Bezug gebündelt an das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zwecks Über-

prüfung bzw. Aufklärung der vorliegenden Staatsangehörigkeiten unter Einbeziehung 

von ungarischen und ukrainischen Behörden zu senden. Die Landesregierung hat die 

Informationen über den eingesetzten Prüfmechanismus der Bundesbehörden zügig an 

die kommunalen Ausländerbehörden weitergeleitet und stellt derzeit quartalsweise 

entsprechende Übersichten aus den Rückläufen der Ausländerbehörden zusammen. 

Bislang liegen dem Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 

Integration mit Stand 21. Februar 2024 Informationen zu landesweit acht Verdachts-

fällen mit einem Ungarn/Ukraine-Bezug vor. Die Unterlagen sind an die Bundesbehör-

den entsprechend des installierten Überprüfungsmechanismus übermittelt worden. 

Ähnliche Fall-konstellationen mit Bezug zu anderen EU-Mitgliedstaaten sind dem Mi-

nisterium bislang nicht bekannt. 

 

Die Landesregierung hat das Ziel, die Fälle zu identifizieren und aufzuklären. Entspre-

chende Verdachtsfälle fragt die Landesregierung fortan quartalsweise bei den Auslän-

derbehörden ab und übermittelt die eingehenden Informationen an die Bundesbehör-

den zur Klärung. 

 

Denkbare Folgefragen eines möglicherweise nicht begründeten Bezugs von Sozial-

leistungen stellen sich nach der Aufklärung des aufenthaltsrechtlichen Sachverhalts. 


